
P R O T O K O L L  
 

¿ber die ºffentliche Sitzung 
 

des Gemeinderates HOFSTETTEN 
im Sitzungsraum 

 
am 19. September 2023 

 
 

Anwesend: 
 
B¿rgermeister Martin AÇmuth 
 
Gemeinderªte: 
 
Allgaier Arnold  
Kaspar Bernhard 
Kinast Hubert  
Krªmer Bernhard  
Lupfer Helmut 
Neumaier Peter  
Neumaier Veronika 
Schwendemann Stefan 
Uhl Wilhelm 
Witt Fabian     
 
Als Schriftf¿hrer:    Hauptamtsleiter Mike Lauble   
 
Beamte, Angestellte usw.:  Rechnungsamtsleiter Markus Neumaier  
 
Es fehlten:      
 
Zuhºrer: 5 
                   
 
Der B¿rgermeister erºffnet die Sitzung um 20:00 Uhr und stellt fest, dass die Ge-
meinderªte durch Ladung ordnungsgemªÇ berufen wurden. Die Tagesordnung der 
ºffentlichen Sitzung ist mit Ort und Stunde ºffentlich bekannt gegeben worden. Da-
nach wurde in der Sitzung ¿ber die auf der Tagesordnung stehenden Punkte 
eingetreten. 
 
B¿rgermeister AÇmuth heiÇt alle Gemeinderªte zur ºffentlichen Sitzung herzlich will-
kommen und stellt fest, dass das Gremium beschlussfªhig ist. Er begr¿Çt als Presse-
vertreter Frau Maria Benz vom Offenburger Tageblatt und Frau Christine Stºrr f¿r den 
Schwarzwªlder Boten. 
 
 
 
 



Zur Tagesordnung:  
 
 
TOP 1 ¥  Bekanntgaben, Verschiedenes, Beschl¿sse aus nichtºffentlicher 

Sitzung, Frageviertelstunde 
 
 
Bekanntgaben 
 

Kindergarten Sterntaler 

BM AÇmuth nimmt Bezug auf den Tag der Offenen T¿r am vergangenen Wochen-
ende (17.09.2023) im neuen Gebªude des Kindergartens Sterntaler. Es war f¿r Hof-
stetten ein besonderer Tag, so zieht er am Ende sein Fazit. Die Besucherzahl und 
auch das Interesse aus dem Umland war immens den neuen Kindergarten zu begut-
achten. AnschlieÇend ¿bergibt er das Wort an Kindergartenleiterin Bettina Kohler.  

Frau Kohler bedankt sich herzlich beim Gemeinderat f¿r den neuen schºnen Kinder-
garten. Sie ¿berreicht als Dankeschºn f¿r die vielen guten Entscheidungen jedem 
der Gemeinderªte ein Vesperbrettle mit dem Logo des Kindergartens Sterntaler. 

 

Drehleiter  

BM AÇmuth gibt bekannt, dass eine Feuerwehrdrehleiter f¿r die Ukraine ¿berf¿hrt 
werden konnte. Ein herzlicher Dank in diesem Zusammenhang geht an Alexander 
Krªmer f¿r das Herrichten der Drehleiter.  Er bedankt sich auch stellvertretend f¿r die 
Helfer bei der ¦berf¿hrung bei Gemeinderat Willi Uhl. Die groÇe Solidaritªt mache 
ihn sehr stolz, so dass man die Transporte dank unterschiedlicher Spenden weiter 
leisten kºnne. Daf¿r gelte es allen Gºnnern, B¿rgern, Unternehmern und Institutio-
nen herzlich ĂVergelts Gottñ zu sagen.  

 

Verschiedenes 

keine 

 

Beschl¿sse aus nichtºffentlicher Sitzung  

keine 

 

Frageviertelstunde 

keine 
 
 
 
 
 
 
 



TOP  2 Ö:    Beschlussfassung über die Änderung der Patronatserklärung für 
 den Breitbandausbau in Hofstetten im Zuge der Antragstellung der 
 neuen Förderkulisse; Vorstellung der aktuellen Ausbauplanung 

             
Sachverhalt:   
 
Die Ampelregierung hat im vergangenen Oktober die Bundesförderung für den Breit-
bandausbau gestoppt. Seither wurden neue Förderkriterien und eine neue Förderku-
lisse f¿r die ĂGraue Flecken-Fºrderungñ definiert. 
 
Die Förderkulisse sieht für Baden-Württemberg wie folgt aus: 
 

¶ Bund: 50% 

¶ Land: 40% 

¶ Kommune: 10% 
 

 
 

Der Gemeinderat hatte zurückliegend der Abgabe einer Patronatserkläung über 
461.040,00 EUR zugestimmt, was 10% der geschätzten Baukosten für die Außenbe-
reiche anbelangt. Gegengerechnet und von der Förderung abgezogen werden die 
Pachteinnahmen, so dass der kommunale Eigenanteil knapp 560.000 EUR betragen 
hätte.  
 
Ausgebaut hätte in einem hybriden Modell werden soll. D.h. der Ortskern hätte eigen-
wirtschaftlich durch die Deutsche Telekom ausgebaut werden sollen, der Außenbe-
reich (an dem die Deutsche Telekom aus wirtschaftlichen Gründen kein Interesse 
hatte) über die Breitband Ortenau. Für den Außenbereich beträgt der Break Even 60 
Jahre, d.h. die Versorgung ist für TK-Anbieter grundsätzlich unwirtschaftlich. 
 
Zuletzt wurde auf Wunsch der Deutschen Telekom im April 2023 nichtöffentlich der 
Gemeinderat über die Ausbauplanungen informiert. Hier wurde dem Gemeinderat 
mündlich avisiert, dass man Hofstetten ab Ende 2024 bzw. im Jahresverlauf 2025 
ausbauen wolle. 
 
Das Markterkundungsverfahren nach den neuen Förderkriterien für den Kreis und 
seine Kommunen ist mittlerweile abgeschlossen. 
 



Vor jeder Beihilfengewährung bzw. vor Beantragung von Fördermitteln muss der An-
tragsteller (also die Breitband Ortenau) zwingend eine Markterkundung durchführen, 
um die Ausbaupläne privater Netzbetreiber für die nächsten drei Jahre abzufragen 
und sicherzustellen, dass der staatliche Eingriff nicht zu einer Überlagerung beste-
hender Infrastruktur oder zur Hemmung privater Investitionen führt. Dazu sind Anbie-
ter durch öffentliche Bekanntmachung aufzufordern, innerhalb eines Zeitraums von 
mindestens 4 Wochen zu erklären, ob in dem bezeichneten Gebiet bereits ein NGA-
Netz betrieben wird oder innerhalb der nächsten drei Jahre im zu versorgenden Ge-
biet ein Aufbau eines NGA-Netzes erfolgt. 
 
NGA-Netz heiÇt ĂNext Generation Accessñ. Hiermit werden Zugangsnetze bezeich-
net, welche die z.B. die kupferbasierte Infrastruktur ganz oder teilweise durch Glasfa-
serleitung ersetzt.  
 

Entgegen der Abstimmung und der umfangreichen Bereitstellung von Plänen und In-
formationen von Gemeindeverwaltung und Breitband Ortenau an die Deutsche Tele-
kom hat sich jene im Markterkundungsverfahren nun nicht für einen Ausbau in Hof-
stetten erklärt. 
 
Dies bedeutet konkret, dass die Deutsche Telekom Hofstetten nicht ausbauen wird. 
 
Breitband Ortenau und Verwaltung haben nun überlegt, wie es weitergehen soll. Zwi-
schenzeitlich ist man zum Ergebnis gelangt, dass die Breitband Ortenau selbst das 
Netz bauen wird.  
 

 
 

Am 01.10.2023 beginnt ein neuer Netzplaner bei der Breitband Ortenau. Seitens des 
Geschäftsführers wurde der Verwaltung zugesagt, dass sich der neue Planer mit Pri-
orität um Hofstetten kümmern werde, um nicht weitere Zeit zu verlieren.  



Dies würde im Normalszenario bedeuten, dass ohne Zeitverlust zu den bisherigen 
Planungen der Deutschen Telekom in Hofstetten ausgebaut werden könnte. 
 
Allerdings erhöhen sich auf der anderen Seite die Baukosten und damit der kommu-
nale Anteil für die Gemeinde. Aus dem Grunde muss der Gemeinderat eine neue 
Patronatserklärung abgeben. Da in Hofstetten schon Leerrohrinfrastruktur aufgebaut 
wurde, kann der Bestand berücksichtigt werden. Die Baukosten betragen laut Kalku-
lation gesamt rund 6,6 Millionen EUR, d.h. es ist eine Patronatserklärung in Höhe 
von rund 660.000 EUR erforderlich (+ ca. 200.000 EUR). Es wird mit einer wesentlich 
schnelleren Refinanzierung in diesem Modell gerechnet, da auch die Pachteinnah-
men signifikant höher sind. Der kommunale Eigenanteil und die damit verbundene 
Belastung für die Kommune wird mit rund 1 Million EUR angenommen. 
 
Herr Glöckl-Frohnholzer wird die Planung und beabsichtigte Vorgehensweise in der 
Sitzung mittels Präsentation vorstellen. Eine Alternative gibt es nicht. 
 
Eine rasche Positionierung ist wichtig, da die Breitband Ortenau kurzfristig einen För-
derantrag für den Ausbau stellen muss und keine weitere Zeit für die Ausbauaktivitäten 
für die Gemeinde Hofstetten verloren gehen soll. 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis und stimmt der Vorgehens-
weise mit veränderter Patronatserklärung zu. 
 
Bemerkungen/GR-Beitrªge: 
 
BM AÇmuth nimmt Bezug auf die Sitzungsvorlage und begr¿Çt den Geschªftsf¿hrer 

der Breitband Ortenau Herrn Glºckl-Frohnholzer in der heutigen Sitzung. BM AÇmuth 

bringt an dieser Stelle die Enttªuschung des Gremiums ¿ber das Verhalten der Deut-

schen Telekom zum Ausdruck und ¿bergibt das Wort an Herrn Glºckl-Frohnholzer.  

 

Herr GF berichtet, dass nun ganz Hofstetten von der Breitband Ortenau ausgebaut 

wird. Zuerst sollte nur der AuÇenbereich ¿ber die Breitband Ortenau erschlossen 

werden und der Innenbereich bzw. der Ortskern ¿ber die Deutsche Telekom. Nun 

kommt es anders. Derzeit lªuft ein - immer dem Verfahren vorgelagertes Markterkun-

dungsverfahren. Danach erfolgt die Antragstellung f¿r den Ausbau f¿r ganz Hofstet-

ten. Herr GF sichert die zeitnahe Netzplanung ab dem 01.10.2023 zu und verweist 

auf die Erhºhung der Patronatserklªrung von 461.040,00 auf 656.652,90 ú. Dies gilt 

es nun im Gemeinderat zu besprechen und zu entscheiden.  

 

Die Breitband Ortenau kann keinen Fºrderantrag nur f¿r den AuÇenbereich stellen, 

da die Markterkundung ganz Hofstetten als fºrderfªhig ausgewiesen hat. Die Antrag-

steller werden von einer externen Wirtschaftspr¿fungsgesellschaft, die staatlicher-

seits beauftragt ist, nach Kriterien bewertet. Herr GF geht davon aus, dass die H¿rde 

der 300 Punkte genommen werden kann. Dies w¿rde bedeuten, dass Hofstetten 

ĂFast-Laneñ wªre, so dass zeitnah der Ausbau erfolgen kann. 

 

GR Neumaier mºchte wissen, ob die Gemeinde dann Pachteinnahmen von Voda-

phone als Netzbetreiber bekommt.  



Herr GF antwortet, dass beim neuen Modell mindestens 40.000 ú Pacht f¿r die Ge-

meinde dabei herauskommen m¿ssten. Die Pacht lªuft immer ab der ¦bergabe des 

Netzes.  

 

GR Uhl stellt fest, dass es urspr¿nglich um Baukosten in Hºhe von 4 Mio Euro ging 

und jetzt wird von 6 Mio Euro gesprochen. 

 

Herr GF stellt klar, dass es vorher in der Planung nur 91 Gebªude waren, die ver-

sorgt werden sollten und jetzt sprechen wir von 474 Gebªuden in Hofstetten.  

 

BM AÇmuth ergªnzt, dass die bereits ausgebauten Strecken mit Leerrohren ber¿ck-

sichtigt wurden.  

 

GR Lupfer erkundigt sich, ob bei der Pacht dann damit gerechnet wird, dass alle An-

wohner einen Anschluss nehmen, also 100 %. 

 

Herr GF antwortet, dass immer nur mit 75 % der Anschl¿sse gerechnet wird. Und bei 

den Vertrªgen mit 50 %. 

 

GR Krªmer interessiert sich f¿r die zeitliche Schiene der Durchf¿hrung der Breit-

banderschlieÇung.  

 

Herr GF sichert die zeitnahe Fºrderantragstellung zu. Wenn alles glatt lªuft, dann 

sollte ab Ende 2023 die Planung stehen und 2024 die Erstellung der Leistungsver-

zeichnisse erfolgen, sowie dann im spªteren Jahresverlauf die Ausschreibung raus-

gehen. 

 

GR Krªmer fragt weiter, wann der Gemeindeanteil f¿r den Ausbau in Hºhe von 

650.000 Euro in den Haushalt einzustellen sind. 

 

Herr GF geht davon aus, dass der wesentliche Teil wohl 2025 einzuplanen ist. 

 

GR Witt wirft ein, dass er es grundsªtzlich gut findet, dass die Breitband Ortenau so 

kurzfristig einspringt. Er mºchte wissen, ob es noch Stolpersteine geben kann. 

 

Herr GF rªt dazu, um die Zeit nicht verstreichen zu lassen, dass man bei der Fºrder-

stelle einen vorzeitigen MaÇnahmensbeginn signalisiert. Solange kein Fºrderbe-

scheid da ist, kºnnen auch keine Gelder abgerufen werden.  

 

Herr GF sagt, dass die sehr schlechte Versorgung ja nachgewiesen ist und somit 

sieht er es nicht als Problem an den Bescheid f¿r Hofstetten zu bekommen. Finanz-

mittel sollen im Verfahren nicht verªndert werden. 

 

BM AÇmuth ergªnzt, dass er unbedingt in die ĂFast Laneñ mºchte, nicht dass es wie-

der ¦berraschungen durch den Bund gibt und der Topf leer ist. Er bittet Herrn GF da-

rum, dies bei der Antragstellung nochmals so herauszuarbeiten, dass am Ende die 

Punktezahl stimmt.  

 

Herr GF antwortet, dass morgen die Antragstellung erfolgt und bis nªchste Woche 



Dienstag das Ergebnis ¿ber die Bepunktung vorliegen sollte. 

 

GR Uhl mºchte wissen, wie hoch die Kosten f¿r Hausbesitzer werden. 

 

Herr GF stellt fest, dass es keinen Kostenaufwand f¿r den B¿rger gibt. 

 

GRôin Neumaier fragt abschlieÇend, ob bis 2025 jedes Haus mit Glasfaser angefah-

ren wurde.  

 

Herr GF erklªrt, dass nach den jetzigen Planungen dies so klappen sollte.  

 

BM AÇmuth hªlt dies f¿r optimistisch. Wenn der Zeitplan so kªme, dann wªre das su-

per und er sichert durch die Verwaltung jedwede Unterst¿tzung zu. Aber nach den 

gemachten Erfahrungen als B¿rgermeister bisher tue er sich persºnlich schwer die-

sen Optimismus an die B¿rgerschaft zu kommunizieren. 

 

Nachdem dem keine weiteren Fragen gestellt wurden, leitet BM AÇmuth zur Abstim-

mung ¿ber. 

 

 

Name Vorname Ja Nein Enthaltung befangen nicht anwesend 

Allgaier Arnold X     

Kaspar Bernhard X     

Kinast Hubert X     

Krªmer Bernhard X     

Lupfer Helmut X     

Neumaier Peter X     

Neumaier Veronika X     

Schwendemann Stefan X     

Uhl Wilhelm X     

Witt Fabian X     

AÇmuth Martin X     

 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis und stimmt einstimmig der 
veränderten Patronatserklärung zu. 
 
 
 
 
TOP  3 Ö:   Aufstellungs- und Offenlagebeschluss mit Behördenbeteiligung 

des Bebauungsplans ĂS¿dlich der SchluchstraÇeñ im beschleunig-
ten Verfahren gemäß §13a BauGB 

 

Sachverhalt:   
 

Abstimmung Ą Ja: 11 Nein: -  Enth.: - Befangen: - 



Die Grundstücke mit den Flurstücksnummern 81/33; 81/26; 1004; 1005 und 1006 be-

finden sich teilweise innerhalb des Bebauungsplans ĂAm Schneitbach Iñ, teilweise 

auch innerhalb der Abrundungssatzung ĂOberhalb Grund- und Hauptschuleñ. Somit 

befinden sich die durch den Bebauungsplan betroffenen Grundstücke alle im Pla-

nungsrechtlichen Innenbereich.   

Für diese 5 Grundstücke ist nun zur Vorbereitung einer dortigen Bebauung die Auf-

stellung eines gemeinsamen Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren gemäß § 

13a BauGB (Innenentwicklung) vorgesehen, sodass dort ein entsprechendes Bau-

recht geschaffen werden kann. Hierdurch kann an dieser Stelle eine Schließung von 

Baulücken und eine Nachverdichtung im Bereich bereits bestehender Bebauung er-

reicht werden. 

Die Grundstücke liegen in privatem Besitzt. Die entstehenden Kosten werden durch 

den Eigentümer und Planungsträger getragen.  

Der Aufstellungsbeschluss fand am 21.09.2022 im Gemeinderat der Gemeinde Hof-

stetten statt.  

Nun soll der Entwurf des Bebauungsplans gebilligt und die Öffentlichkeits- und Be-

hördenbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen 

werden. 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat möge folgende Beschlüsse fassen: 
 

1. Die Aufstellung des Bebauungsplans gemäß § 13a BauGB wird beschlossen. 

2. Der Entwurf des Bebauungsplans, des schriftlichen Teils und die Begründung 
zum Bebauungsplan werden gebilligt. 

3. Die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und  
§ 4 Abs. 2 BauGB wird beschlossen.  

 
Bemerkungen/GR-Beitrªge: 
 

BM AÇmuth begr¿Çt Herrn Lukas Roos in der Gemeinderatssitzung. Er ¿bergibt ihm 

das Wort.  

 

Herr Roos stellt mittels eine Powerpoint-Prªsentation den Sachverhalt vor. Diese 

Prªsentation ist als Anlage 1 diesem Protokoll angef¿gt. Herr Roos zeigt auf, dass es 

sich als sehr positiv im Verfahren erwiesen hat, dass es die Abrundungssatzung 

ĂOberhalb der Grundschuleñ gibt. BM AÇmuth und die Verwaltung haben nochmals 

mit der Baurechtsbehºrde gesprochen und das sei positiv gew¿rdigt worden. Dies er-

mºglicht die Aufstellung des Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren. Nach 

R¿cksprache mit der Baurechtsbehºrde wird diese Vorgehensweise so mitgetragen.  

 

GR Kaspar fragt nach ob auch Flachdªcher zulªssig sind. 

 



Herr Roos antwortet, dass dies mºglich sei.  

 

Nachdem keine weiteren Fragen gestellt wurden, leitet BM AÇmuth zur Abstimmung 

¿ber. 

 

 

Name Vorname Ja Nein Enthaltung befangen nicht anwesend 

Allgaier Arnold X     

Kaspar Bernhard X     

Kinast Hubert X     

Krªmer Bernhard X     

Lupfer Helmut X     

Neumaier Peter X     

Neumaier Veronika X     

Schwendemann Stefan X     

Uhl Wilhelm X     

Witt Fabian X     

AÇmuth Martin X     

 

 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat fasst die nachfolgenden einstimmigen Beschlüsse:  
 

1. Die Aufstellung des Bebauungsplans gemäß § 13a BauGB wird beschlossen. 

2. Der Entwurf des Bebauungsplans, des schriftlichen Teils und die Begründung 
zum Bebauungsplan werden gebilligt. 

3. Die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und  
§ 4 Abs. 2 BauGB wird beschlossen.  

 

 

TOP 4 Ö:    Erneuerung Türen Schul- und Vereinsturnhalle 

 

              
Sachverhalt:   
 
Die Sanierung des Sportbodens ist abgeschlossen. Bei der Fluchttüre (einfache 
Holztüre) hat sich herausgestellt, dass bei starkem Regen immer wieder Feuchtigkeit 
ins Gebäude gelangte. Um das Vorhaben abzuschließen, wird der Bauhof die Ge-
bäudeseite entlang der Fluchttüre noch aufgraben und abdichten. Hausmeister Fa-
bian Hofer sprach in dem Zuge an, dass es überhaupt keinen Sinn macht die alte 
Türe so zu belassen, wie sie ist. 
 

Abstimmung Ą Ja: 11 Nein: -  Enth.: - Befangen: - 



 
 
Ansicht von innen und von außen 
 

 
Blick zur Kante am Boden 
 



 
 
In dem Zuge wurden bei drei Metallbaufirmen für eine zeitgemäße Tür angefragt, sowohl für die 
Fluchttüre, als auch die Türe an der Eingangsseite.  
 

 
 

Der ĂUrsprungszustandñ bezieht sich gleichermaÇen auf die zusªtzliche T¿r auf der 
Eingangsseite. Gerade im Winter wird hier bares Geld durch die Türe verheizt. Sie 
entspricht im Grunde nicht den aktuellen Anforderungen an eine Sporthalle. 
 
Die eingegangenen Rückläufer sind als Anlage beigefügt, bzw. werden als Tischvor-
lage ausgelegt. Je Türe ist bei einem hiesigen Metallbauer mit rund 8.000 EUR zu 
rechnen. Da die Hauptsatzung diesen Betrag als laufende Instandhaltung nicht ab-
deckt, ist der Gemeinderat zu beteiligen. 
 
Bewertung: 
 
Ein Austausch der beiden Türen ist für die Verwaltung unbenommen. Aus Kosten-
gründen schlägt man vor, die Investition aufzuteilen.  



 
Zunächst sollte die Fluchtweg-Türe erneuert werden, im Zuge der Abdichtungsarbei-
ten. So entspräche diese den üblichen Standards und die Gefahr von neuerlichem 
Wassereindrang wäre von der Seite gebannt. 
 
Die Türe im Eingangsbereich ist besser geschützt. Es wäre vertretbar diese erst 
2024 zu tauschen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stimmt der Erneuerung der Türen in der Schul- und Vereinssport-
halle zu. Die Fluchttüre wird so schnell wie möglich ersetzt, die 2. Türe im Haushalts-
jahr 2024. 
 

 
Bemerkungen/GR-Beitrªge: 
 
BM AÇmuth verweist auf die Sitzungsvorlage. Die Erneuerung der T¿ren ist auf Sicht 
unumgªnglich. Es soll keine neue Feuchtigkeit mehr ins Gebªude eindringen kºn-
nen. Es wªre sinnvoll was zu tun. Die T¿r im Gerªteraum muss getauscht werden 
und auch die T¿r in der Halle ist nicht isoliert, was auf Deutsch heiÇt, dass man Geld 
Ăverheizeñ. Er hªlt z.B. eine Aufteilung der Kosten auf 2 Haushalte f¿r denkbar, we-
gen der finanziellen Belastungen.  
 
GR Neumaier hªlt es f¿r sinnvoll beide T¿ren gleich zu tauschen. Firma fªhrt nur ein-
mal an und vermisst usw. 
 
GR Kaspar stellt fest, dass hier ja keine wahnsinnige Baustelleneinrichtung notwen-
dig ist, deshalb hªtte er es lieber auf 2 Jahre verteilt. 
 
GR Kinast merkt an, dass die Firma die Kosten f¿r die T¿ren, wenn Sie getrennt be-
schafft werden, nicht halten werden kann.   
 
GRôin Neumaier w¿rde lieber beide T¿ren gleich machen, denn dann werden auch 
die Heizkosten gleich gespart. 
 
GR Krªmer w¿rde es abhªngig vom Anbieter machen, ob eine oder beide T¿ren ge-
macht werden.  
 
GR Witt erkundigt sich, ob es bei beiden T¿ren zu Wasserproblemen kommt.  
 
BM AÇmuth antwortet, dass dies nur bei der T¿r im Gerªteraum der Fall ist.  
 
GR Schwendemann spricht sich daf¿r aus, gleich beide T¿ren zu machen. 
 
BM AÇmuth will, dass die Ausf¿hrungsarbeiten mit angefragt werden und danach 
entschieden wird, ob eine oder beide T¿ren ersetzt werden.  
 
Weitere Fragen werden nicht gestellt und somit leitet er zu Abstimmung ¿ber.  
 



Abstimmung Ą    Ja:    11                  Nein: -   Enth.: -           Befangen: -         

 

Name Vorname Ja Nein Enthaltung befangen nicht anwesend 

Allgaier Arnold X     

Kaspar Bernhard X     

Kinast Hubert X     

Krªmer Bernhard X     

Lupfer Helmut X     

Neumaier Peter X                 

Neumaier Veronika X     

Schwendemann Stefan X     

Uhl Wilhelm X     

Witt Fabian X     

AÇmuth Martin X     

 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig der Erneuerung der Türen in der Schul- und Ver-
einssporthalle zu. Die Fluchttüre im Geräteraum wird so schnell wie möglich ersetzt, 
bei der 2. Türe soll der Ausführungszeitraum besprochen, angebotsabhängig und 
nach Kassenlage durch die Verwaltung entschieden werden. Der Gemeinderat ist mit 
der Vorgehensweise einverstanden. 
 
 
 
 
TOP 5 Ö:    Überörtliche Prüfung der Eröffnungsbilanz der Gemeinde Hofstet 

         ten zum 01. Januar 2019 
              
Sachverhalt:   
 
Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 10. November 2015 den Grundsatzbeschluss 
zur Einführung des NKHR gefasst und gemäß Artikel 13 Abs. 5 des Gesetzes zur Re-
form des Gemeindehaushaltsrechts vom 4. Mai 2009 die Eröffnungsbilanz zum 1. Ja-
nuar 2019 in der öffentlichen Sitzung am 29.06.2022 aufgestellt.  
 

Das Kommunal- und Prüfungsamt des Landratsamtes Ortenaukreis hat die Prüfung 
der Eröffnungsbilanz in der Zeit vom 08. Februar bis 28. Juni 2023 (mit Unterbrechun-
gen) bei der Gemeinde und anschließend im Landratsamt durchgeführt. 
 
Nach § 114 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 43 Abs. 5 GemO ist der Gemeinderat über den 
wesentlichen Inhalt des Prüfungsberichtes zu unterrichten. 
 

Die Eröffnungsbilanz wurde darauf geprüft, ob die einzelnen Bilanzpositionen nach 
den An-satz- und Bewertungsvorschriften sowie ggf. den Vereinfachungsregeln für 
die erstmalige Bewertung (§§ 40 bis 46 und 62 GemHVO) zutreffend und richtig an-
gesetzt wurden und die Würdigung der Gesamtaufstellung mit Anhang vorhanden 
war. 
 



Die Prüfung hat sich gemäß § 3 GemPrO auf einzelne Schwerpunkte und Stichpro-
ben beschränkt.  
Die Werte in der Eröffnungsbilanz der Gemeinde Hofstetten zum 1. Januar 2019 sind 
unter Beachtung des risikoorientierten Prüfungsansatzes auf eine plausible und 
nachvollziehbare Bewertung nebst dazugehörigen Unterlagen durchgesehen worden 
.  
Die Prüfungsfeststellungen sind mit der Verwaltung während der Prüfung besprochen 
worden. Von einer Schlussbesprechung konnte abgesehen werden.  
 
Der Prüfbericht beschränkte sich auf die wesentlichen Feststellungen im Rahmen 
des Prü-fungszwecks (§ 17 Abs. 2 GemPrO).  
Soweit die Prüfungsbemerkungen Fehler ergeben haben, ist die Gemeinde in An-
wendung gemäß § 63 GemHVO verpflichtet, in der späteren Bilanz unterlassene An-
sätze nachzuholen, Wertansätze zu berichtigen. 
 
Die Prüfung hat folgende Beanstandungen ergeben: 
 

1. Bei einer Anlage (Breitebene) wurde ein falscher Pauschalsatz angewendet. 
Es handelt sich um eine Straße der Straßenart IV. Für diese beträgt der Pau-
schalsatz 106 EUR/m². Fälschlicherweise wurde hier der Pauschalsatz der 
Straßenart III (113 EUR/m²) angewendet. 

 
2. Die Anlage Kramer 850 Teleskopradlader wurde mit den Nettoanschaffungs-

kosten (8.279,07 EUR) bilanziert. Da es sich hier nicht um eine Anlage für ei-
nen Betrieb gewerblicher Art handelt, hätten diese mit den Bruttoanschaf-
fungskosten (9.852,10 EUR) bilanziert werden müssten.  

 
3. Die Anlage Hangmäher Lorenz Müller eG wurde mit den Nettoanschaffungs-

kosten (35.203,11 EUR) bilanziert. Da es sich hier nicht um eine Anlage für ei-
nen Betrieb gewerblicher Art handelt, hätten diese mit den Bruttoanschaf-
fungskosten (41.891,70 EUR) bilanziert werden müssen. 

 
4. Im Anhang wurde eine geforderte Vermögensübersicht gemäß § 55 Abs.1 

GemHVO zur Eröffnungsbilanz 2019 nicht dargestellt. 
 
Zusammenfassende Ausführungen des Landratsamtes: 
 
Feststellungen  
Der Prüfungsbericht beschränkt sich auf die wesentlichen Feststellungen, ggf. mit 
Vorschlägen und Anregungen, im Rahmen des Prüfungszwecks (§ 5 Abs. 2 Satz 1 
GemPrO). Der Prüfungsbericht ist mit fortlaufenden Randnummern versehen. Rand-
nummern, die mit ĂAñ besonders gekennzeichnet sind, betreffen wesentliche Feststel-
lungen, die nicht im Prüfungsverfahren ausgeräumt wurden (§ 5 Abs. 2 Satz 2 Gem-
PrO). Zu diesen Feststellungen ist innerhalb von sechs Monaten Stellung zu neh-
men. Dabei ist mitzuteilen, ob den Feststellungen Rechnung getragen worden ist (§ 
114 Abs. 5 Satz 1 GemO). Die Feststellungen sind im Zuge der nächsten Jahres-
rechnung, spätestens der im dritten der überörtlichen Prüfung der Eröffnungsbilanz 
folgenden Jahresrechnung zu berichtigen.  
 
Das Vorgehen zur Erstellung der Eröffnungsbilanz ist klar strukturiert, gewis-
senhaft und durchdacht. 



 
 
Schlussbetrachtung  
Wir sind der Auffassung, dass unsere in Stichproben und nach pflichtgemäßem Er-
messen sowie unter Beachtung des Wesentlichkeitsgrundsatzes durchgeführte Prü-
fung der Eröffnungsbilanz eine hinreichende sichere Grundlage für die Beurteilung 
bildet. In der Bilanz sind die zum 1. Januar 2019 vorhandenen Vermögensgegen-
stände mit den Anschaffungs- und Herstellungskosten, vermindert um Abschreibun-
gen, soweit wir dies anhand der uns vorgelegten Unterlagen beurteilen konnten, ent-
halten. In den Bereichen, in denen die Dokumentation unvollständig war, sehen wir 
aufgrund der Ausführungen des Fachdienstes für das Finanzwesen keine Veranlas-
sung diese in Frage zu stellen.  
Auf der Grundlage unserer Prüfungshandlungen vermittelt die Eröffnungsbi-
lanz ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Schuldenlage der Gemeinde Hofstetten.  
Sollte sich herausstellen, dass einzelne Ansätze nachzuholen oder wesentliche Wert-
ansätze zu berichtigen sind, so können nach § 63 GemHVO diese Korrekturen letzt-
mals im dritten der überörtlichen Prüfung der Eröffnungsbilanz folgenden Jahresab-
schluss vorgenommen werden. Die Eröffnungsbilanz selbst darf nicht berichtigt wer-
den. 
 
Bewertung: 
 
Das Landratsamt attestiert im Prüfungsbericht der Gemeinde Hofstetten ein gewissen-
haftes, rechtskonformes Vorgehen bei der Erstellung der Eröffnungsbilanz. 
Die angezeigten Mängel können innerhalb 3 Jahren berichtigt werden.  
 
Vorgehensweise: 
 
Die fehlerhaften Wertansätze (Beanstandungen Nr. 1-Nr.3) werden sofort, zum Stich-
tag 01.01.2020 berichtigt (Die Eröffnungsbilanz darf nicht mehr verändert werden) 
 
Die fehlende Vermögensübersicht gemäß § 55 Abs.1 GemHVO (Beanstandung Nr. 4) 
wird erstellt und in der Sitzung dem Gemeinderat vorgelegt. 
 
Dem Landratsamt wird die Kenntnisnahme des Ergebnisses der Prüfung durch den 
Gemeinderat und die Wertberichtigungen mitgeteilt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Nur Kenntnisnahme 
 
 
Bemerkungen/GR-Beitrªge: 
 
BM AÇmuth nimmt Bezug auf die Sitzungsvorlage und erinnert an die Mammut-Ar-
beit, die im Zuge des NKHR zu leisten gewesen war. Er spricht an Kªmmerer Markus 
Neumaier ein groÇes Lob f¿r dessen Engagement aus. Mit dem Pr¿fungsergebnis 
kºnne man sehr zufrieden sein. Er erteilt dem Rechnungsamtsleiter Markus 
Neumaier das Wort. 
 



Dieser stellt das Ergebnis ¿ber die ¿berºrtliche Pr¿fung in Bezug auf die Erºffnungs-
bilanz der Gemeinde Hofstetten zum 01.01.2019 vor. 
 
RAL Neumaier erklªrt, daÇ die bemªngelten Punkte nicht einfach korrigiert werden 
kºnnen. Es muÇ der Gemeinderat dar¿ber informiert werden.  
Er stellt die Punkte im einzelnen vor. 
 
1. Bei der Breitebene-StraÇe wurde der falsche Pauschalsatz angesetzt. Statt  

der StraÇenart IV (Wert 106 ú/mĮ) wurde die StraÇenart III (113 ú/mĮ) an-
gewendet. 

        Angesetzter Wert zum 01.01.2019: 975.605,82 ú, Richtig: 915.170,06 ú 

        Differenz: 60.435,76 ú 

        Berichtigung: Korrektur der Bilanz zum 01.01.2020 

 

2. Der Teleskopradlader wurde versehentlich mit den Netto-Kosten und nicht mit 

        den Bruttokosten angesetzt (8.279,07 ú statt 9.852,10 ú) 

        Berichtigung: Korrektur der Bilanz zum 01.01.2020 

 

3. Der Hangmªher wurde versehentlich mit den Netto-Kosten und nicht mit den 
Bruttokosten angesetzt (35.203,11 ú statt 41.891,70 ú) 

        Berichtigung: Korrektur der Bilanz zum 01.01.2020 

 

4. Im Anhang wurde eine geforderte Vermºgens¿bersicht gemªÇ Ä 55 Abs. 1  
GemHVO nicht dargestellt. 

    Berichtigung: Vermºgens¿bersicht wurde erstellt (siehe Anlage) 

RAL Markus Neumaier zitiert aus dem Bericht des Landratsamtes. Der Pr¿fungsbe-
richt der Gemeinde Hofstetten attestiert ein klar strukturiertes, gewissenhaftes, 
durchdachtes und rechtskonformes Vorgehen. 

 
BM fragt, ob die Gemeinderªte noch etwas wissen wollen und bietet allen die Ein-
sichtnahme in den Pr¿fungsbericht an.  
 
Dies ist nicht der Fall. 
 
BM AÇmuth fasst an dieser Stelle zusammen, dass der Gemeinderat umfassend in 
Kenntnis gesetzt wurde.  
 
 
 
TOP  6 Ö:    Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Hofstetten 

 

              
Sachverhalt:   
 



Die Hauptsatzung der Gemeinde Hofstetten ist seit dem 01.01.2002 in Kraft. Sie 
wurde zuletzt Ende 2001 geändert und zuletzt 2x im Jahr 2021 und 2022 ergänzt. 
Dies waren: 
 
Änderung/Einfügen von § 3a zum 01.01.2021 infolge der Auswirkungen der Corona-
Pandemie 
 
Durchführung von Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sit-
zungsraum  
 
Änderung/Einfügen von § 5 (2) zum 01.02.2022 infolge gesetzlicher Anpassungser-
fordernis 
Die Beauftragung der Feuerwehr zur Hilfeleistung in Notlagen und mit MaÇnahmen 
der Brandverh¿tung im Sinne des Ä 2 Abs. 2 Feuerwehrgesetz 

 
Ansonsten ist die Hauptsatzung seit 2002 inhaltlich unverändert. 
 
Unter III. Bürgermeister § 5 werden die Rechtstellung und Zuständigkeiten des Bür-
germeisters geregelt. 
 
Die Verwaltung schlägt nach mittlerweile 21 Jahren vor, den § 5 (2) 2.1 und 2.2 an-
zupassen. Im Besonderen machen allgemeinen Preisentwicklungen, Kostensteige-
rungen bei der Energie und beim Baumaterial, Auswirkungen der Inflation hier eine 
Erhöhung für eine vernünftige und angemessene Bewirtschaftung des Haushalts 
durch den Bürgermeister als Leiter der Verwaltung erforderlich. Mit den bestehenden 
Kompetenzen kann kaum mehr ein defektes Spielgerät, eine kleinteilige Straßenaus-
besserung, Reinigungsmaschine oder eine Schachtdeckelsanierung beauftragt wer-
den.  
 
Bürgermeister Aßmuth hat in den mehr als fünf Jahren Bürgermeistertätigkeit nach-
gewiesen, dass er verantwortungsvoll mit den ihm übertragenen Kompetenzen um-
geht und auch den Gemeinderat jederzeit umfassend beteiligt, besonders in Angele-
genheiten grundsätzlicher Art. 
 
Anpassungsbedarf der Wertgrenzen sehen auch die Bürgermeister-Stellvertreter aus 
den Reihen des Gemeinderats gleichermaßen.   
 
In Rücksprache mit dem Kommunalamt wurde bestätigt, dass auch eine Einbindung 
der BM-Stellvertreter über die Hauptsatzung rechtlich möglich ist. Das wird anderen-
orts so zwar nicht praktiziert, es gebe aber keinen Grund, der dagegen spreche. Sei-
tens des Bürgermeisters ist man der Ansicht, dass dies die Bedeutung einer engen 
und vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem Gemeinderat als Gremium, bzw. der 
gewählten BM-Stellvertreter, so nochmals heraushebe. 
 
Alt § 5 (2) 2.1 und 2.2 
 
2.1 Wertgrenze 7.000 EUR Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan 

2.2 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben und zur Verwendung von De-
ckungsreserven bis zu 4.000 EUR im Einzelfall  
 
 



 
Neu § 5 (2) 2.1 und 2.2 
 
(2) Dem Bürgermeister werden folgenden Aufgaben zur Erledigung dauernd übertra-
gen, soweit es sich nicht bereits um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt: 
 
2.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von 
15.000 EUR im Einzelfall, nach Einholung der Zustimmung der Bürgermeister-Stell-
vertreter bis zu 20.000 EUR im Einzelfall. 
 
2.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben und zur 
Verwendung von Deckungsreserven bis zu 10.000 EUR im Einzelfall, nach Einholung 
der Zustimmung der Bürgermeister-Stellvertreter bis zu 15.000 EUR im Einzelfall.  
 
Alle anderen Punkte sollen unberührt bleiben. Die Hauptsatzung ist als Anlage der 
Sitzungsvorlage beigefügt. 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stimmt der der Änderung der Hauptsatzung zum 01.10.2023 zu. 
 
 
Bemerkungen/GR-Beitrªge: 
 

BM AÇmuth verweist an dieser Stelle auf die Sitzungsvorlage. Es soll die Hauptsat-
zung der Gemeinde dahingehend angepasst werden, dass diese f¿r den B¿rgermeis-
ter nach zwanzig Jahren den notwendigen Handlungsspielraum mit AugenmaÇ in 
Zeiten von Preissteigerungen und Inflation bietet.  
 
BM AÇmuth geht direkt auf die bereits gegen¿ber die Sitzungsvorlage gemachten 
 nderungsvorschlªge ein.  
 
Es soll folgendes festgelegt werden:  
 
2.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von 
10.000 EUR im Einzelfall, nach Einholung der Zustimmung der Bürgermeister-Stell-
vertreter bis zu 15.000 EUR im Einzelfall. 
 



2.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben und zur 
Verwendung von Deckungsreserven bis zu 8.000 EUR im Einzelfall, nach Einholung 
der Zustimmung der Bürgermeister-Stellvertreter bis zu 12.000 EUR im Einzelfall. 
 
BM AÇmuth stellt nochmals heraus, dass es f¿r ihn wichtig ist, dass auch die Stell-
vertreter mit in die Entscheidungen einbezogen werden, so wie man das wªhrend der 
Amtszeit schon Ălebeñ. Das fªnde sich so auch in der Satzung dann wieder.  
 
Weitere Fragen hierzu wurden nicht gestellt und somit leitet BM AÇmuth zur Abstim-
mung ¿ber.  
 

Abstimmung Ą    Ja:    11                  Nein: -   Enth.: -           Befangen: -         

 

Name Vorname Ja Nein Enthaltung befangen nicht anwesend 

Allgaier Arnold X     

Kaspar Bernhard X     

Kinast Hubert X     

Krªmer Bernhard X     

Lupfer Helmut X     

Neumaier Peter X                 

Neumaier Veronika X     

Schwendemann Stefan X     

Uhl Wilhelm X     

Witt Fabian X     

AÇmuth Martin X     

 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat stimmt einstimmg der Änderung der Hauptsatzung zum 01.10.2023 
zu mit den geänderten Beträgen wie oben dargestellt 
 
 
 
 
TOP  7 Ö:    Öffentliche Betrauung (interner Organisationsakt) für die nectanet   

GmbH zur Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichem   Interesse (Betrauungsakt) 
für die Gemeinde Hofstetten 

 

              
Sachverhalt:   
 

Der Landkreis Ortenaukreis und verschiedene Städte und Gemeinden sind Gesell-

schafter der gemeinsamen Gesellschaft "nectanet GmbH". Diese Gesellschaft hat von 

dem Landkreis Ortenaukreis und den beteiligten Städten und Gemeinden die freiwillige 

Aufgabe der Wirtschaftsförderung im Interesse der Allgemeinheit übernommen. Unter-

nehmensgegenstand ist die Verbesserung der wirtschaftlichen Struktur der Ortenau 

durch eine gezielte Förderung der Wirtschaft, insbesondere mittels eines regionalen 



Standortmarketings (nach innen und außen), die Entwicklung und Betreuung des vor-

handenen Unternehmensbestandes, die Akquisition ansiedlungswilliger Unterneh-

men, die Information, Kooperation und Koordination in allen Bereichen der regionalen 

Wirtschaftsförderung sowie die Förderung der regionalen Identität.  

Für die Erfüllung ihrer Aufgaben erhält die nectanet GmbH nach § 16 ihres Gesell-

schaftsvertrags Umlagen derjenigen Gesellschafter, die Städte und Gemeinden sind, 

sowie Fixbeiträge der Gesellschafter, die nicht Gemeinden sind (Handwerkskammer 

Freiburg, Industrie- und Handelskammer Südlicher Oberrhein). Darüber hinaus erhält 

die nectanet GmbH Mittel von Unternehmen aus der Region, die nicht Gesellschafter 

sind und dem Wirtschaftsbeirat der Gesellschaft beigetreten sind. 

Die Finanzierung der nectanet GmbH unterliegt den Vorschriften des EU-Beihilfen-

rechts. Danach sind Beihilfen an Unternehmen grundsätzlich verboten und nur aus-

nahmsweise zulässig, insbesondere wenn sie bei der Europäischen Kommission an-

gemeldet und von dieser genehmigt werden. 

Die Europªische Kommission hat hierzu am 20. Dezember 2011 den sog. ĂFreistel-

lungsbeschlussñ (Beschluss der Kommission ¿ber die Anwendung von Artikel 106 

Abs. 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf staatliche Bei-

hilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit 

der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse be-

traut sind, bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(2011) 9380), ABl. EU Nr. L 7/3 vom 

11. Januar 2012) erlassen. Danach können Unternehmen, die mit Dienstleistungen 

von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind (in der Regel Leistungen der 

Daseinsvorsorge), nach Art. 106 Abs. 2 AEUV von der sog. Notifizierungspflicht (An-

zeige- und Genehmigungspflicht) zur Europäischen Kommission freigestellt werden. 

Der Freistellungsbeschluss enthält verschiedene Voraussetzungen, bei deren Erfül-

lung Zuwendungen an Unternehmen zur Finanzierung von Aufgaben der Daseinsvor-

sorge zwar Beihilfen im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV darstellen, aufgrund der ge-

setzlichen Freistellung aber nicht der Notifizierungspflicht nach Art. 108 Abs. 3 Satz 3 

AEUV unterliegen und deshalb nicht bei der Europäischen Kommission zur vorherigen 

Prüfung und Genehmigung angemeldet werden müssen (ĂPrinzip der Legalaus-

nahmeñ). 

Auswirkungen auf die nectanet GmbH 

Vorliegend kann nicht ausgeschlossen werden, dass im Hinblick auf die nectanet 

GmbH die Finanzierung durch ihre Gesellschafter bei gebotener vorsichtiger Ausle-

gung des Beihilfentatbestands eine Beihilfe i.S.v. Art. 107 Abs. 1 AEUV darstellen 

kann. 

Um die Voraussetzungen des Freistellungsbeschlusses zu erfüllen mit der Folge, dass 

die Finanzierung der nectanet GmbH nicht bei der Europäischen Kommission anzu-

melden ist, soll die Finanzierung der Gesellschaft durch die Gesellschafter auf der 

Grundlage eines entsprechend ausgestalteten Betrauungsakts für die nectanet GmbH 

erfolgen. Die Gesellschafter haben bereits im Jahr 2014 einen entsprechenden 



Betrauungsakt verabschiedet. Dieser ist aufgrund der Vorgaben des Freistellungsbe-

schlusses bis 31. Oktober 2023 befristet. 

Um einem Verstoß gegen das EU-Beihilfenrecht durch die Finanzierung der nectanet 

GmbH auch weiterhin vorzubeugen, bedarf es eines neuen, ab 1. November 2023 

geltenden Betrauungsakts, der auf eine Laufzeit von maximal 10 Jahren beschränkt 

ist. Der neue Betrauungsakt entspricht inhaltlich vollumfänglich dem im Jahr 2014 ver-

abschiedeten Betrauungsakt. 

In dem Betrauungsakt, der nach dem Freistellungsbeschluss erforderlich ist, sind fol-

gende Parameter für die Leistungen und finanziellen Zuwendungen vorab festzulegen: 

1. Öffentlicher Auftrag 

Der Betrauungsakt muss an die nectanet GmbH gerichtet und rechtlich verbindlich 

sein.  

2. Berechnung der Ausgleichsleistungen 

Die Finanzierungsbeiträge für die nectanet GmbH müssen nachvollziehbar berechnet 

und die Festlegungen müssen im Vorhinein getroffen werden. Dies geschieht durch 

den Betrauungsakt in Verbindung mit dem Gesellschaftsvertrag und dem Finanz- und 

Wirtschaftsplan. 

3. Vermeidung von Überkompensation und Kontrolle 

Die Verwendung der Mittel muss von der nectanet GmbH im Jahresabschluss nach-

gewiesen werden. 

Der Entwurf des als Anlage beigefügten Betrauungsakts basiert auf dem aktuellen 

Muster des Landkreistags Baden-Württemberg und ähnlichen Vorgängen verschiede-

ner Landkreise und Kommunen. Er ermöglicht für die hier in Rede stehende Finanzie-

rung der nectanet GmbH die Freistellung von der Notifizierungspflicht bei der Europä-

ischen Kommission. 

Die Beschlussfassung über den Entwurf des Betrauungsakts hat in den jeweils zustän-

digen Gremien der einzelnen Gesellschafter der nectanet zu erfolgen. Dabei entspricht 

es der herrschenden Auffassung, dass kommunalrechtlich für die Beschlussfassung 

über den Erlass eines Betrauungsakts jeweils der Kreistag bzw. der Gemeinderat und 

nicht der Landrat bzw. (Ober)Bürgermeister zuständig ist. 

Der Text des öffentlichen Auftrags (Betrauungsakt) ist als Anlage beigefügt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeinde Hofstetten beauftragt die nectanet GmbH mit Wirkung zum 1. Novem-
ber 2023 mit der Erbringung von Dienstleistungen, die von allgemeinem wirtschaftli-
chem Interesse sind, im Wege eines öffentlichen Auftrags (Betrauungsakt). 
 
Bemerkungen/GR-Beitrªge: 



 

BM AÇmuth verweist darauf, dass der bisher bestehende Betrauungsakt im Oktober 
2023 auslªuft. Es handelt sich bei der Erneuerung um eine Pflichtaufgabe, die alle 
teilnehmenden Kommunen vorzunehmen haben. 
 
Weitere Fragen werden nicht gestellt und somit leitet er zu Abstimmung ¿ber.  
 

Abstimmung Ą    Ja:    11                  Nein: -   Enth.: -           Befangen: -         

 

Name Vorname Ja Nein Enthaltung befangen nicht anwesend 

Allgaier Arnold X     

Kaspar Bernhard X     

Kinast Hubert X     

Krªmer Bernhard X     

Lupfer Helmut X     

Neumaier Peter X                 

Neumaier Veronika X     

Schwendemann Stefan X     

Uhl Wilhelm X     

Witt Fabian X     

AÇmuth Martin X     

 
 
 
 

TOP  8 Ö:    Umnutzung und Sanierung des vorhandenen Dachgeschosses zur 
Wohnnutzung auf Flst.-Nr. 478, Breitebene 12, 77716 Hofstetten 

              
Sachverhalt:   
 
Der Bauherr möchte auf Flst.-Nr. 478 eine Umnutzung des bisher teilweise landwirt-
schaftlich genutzten bzw. nicht ausgebauten Dachgeschosses in Verbindung mit ei-
ner Sanierung der vorhandenen Zimmer im Dachgeschoss vornehmen.  
 
Die Wohnung im Dachgeschoss hat eine Länge von 11,79 m und eine Breite von 
11,94 m.  
Es gibt bisher zwei bestehende Kinderzimmer links und rechts neben dem vorhande-
nen Bad. Der Rest der Wohnung soll neu ausgebaut werden. Es wird die Dachseite, 
auf der die Dachgauben angebracht werden, ebenfalls saniert. Es sollen Festvergla-
sungen in der Dachfläche eingebaut werden, um mehr Licht für die Wohnung im 
Obergeschoss zu generieren.  
Die neu erstellten Gauben haben eine Breite von 3,37 m bzw. 4,74 m.   
Außerdem soll ein Balkon mit einer Breite von 6,86m und einer Tiefe von 1,42m (Flä-
che: 8,80 m²) an das bestehende Hofgebäude angebaut werden.   
 
Die Tragkonstruktion wird aus Mauersteinen erstellt. Die Außen- bzw. Trennwände 
sowie  die Wände notwendiger Treppenräume werden in Holzrahmenbauweise er-
stellt. Das zu sanierende Dach wird als Statteldach mit Walm und Gauben und einer 
Eindeckung mit Tonziegeln hergestellt. Die notwendigen Treppen werden als Hart-
holztreppen erstellt. 



 
Es handelt sich um ein Bauvorhaben im Außenbereich nach § 35 BauGB.  
 
Es wurde bereits mit dem Stadtbauamt in Haslach Rücksprache gehalten und es be-
stehet bezüglich der Genehmigung keine Bedenken. 
 
 
Bewertung: 
 
Die Verwaltung schlägt vor, dem oben genannten Bauvorhaben das Einvernehmen 
des Gemeinderats zu erteilen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt zum genannten Bauvorhaben sein Einvernehmen.  
 
 
 
Lageplan: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
Grundriss: 

 

 
Ansichten: 
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Bemerkungen/GR-Beitrªge: 
 

BM AÇmuth ¿bergibt das Wort an Hauptamtsleiter Mike Lauble. Dieser stellt unter 
Bezugnahme auf die Sitzungsvorlage das Bauvorhaben vor.  
 
Es besteht die Mºglichkeit zur Aussprache. 
 
Weitere Fragen werden nicht gestellt und somit leitet BM AÇmuth zur Abstimmung 
¿ber.  
 

Abstimmung Ą    Ja:    11                  Nein: -   Enth.: -           Befangen: -         

 

Name Vorname Ja Nein Enthaltung befangen nicht anwesend 

Allgaier Arnold X     

Kaspar Bernhard X     

Kinast Hubert X     

Krªmer Bernhard X     

Lupfer Helmut X     

Neumaier Peter X                 

Neumaier Veronika X     

Schwendemann Stefan X     

Uhl Wilhelm X     

Witt Fabian X     

AÇmuth Martin X     

 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat erteilt einstimmig zum genannten Bauvorhaben sein Einverneh-
men.  
 



 

TOP  9 Ö:  Nutzungsänderung durch Ausbau des Dachspeichers zur Ferien 
wohnung und Umbau des Verkaufsraums zu einem Aufenthaltsraum 
und Büro für die Ferienwohnungen auf Flst.-Nr. 653, Breitebene 2, 
77716 Hofstetten 

 

              
Sachverhalt:   
 
Der Bauherr möchte auf Flst.-Nr. 653 eine Nutzungsänderung dahingehend durch-
führen, dass der bestehende Dachspeicher zu einer Ferienwohnung umgebaut wird.  
 
Außerdem soll aus dem bisherigen Verkaufsraum ein Aufenthaltsraum für die Ferien-
wohnungen und ein Büro enstehen.  
 
Die neu geplante Ferienwohnung im Dachspitz des Hofgebäudes hat eine Länge von 
14,15 m und eine Breite von 10,10 m. Außerdem ist ein Balkon mit einer Breite von 
1,00 m angebaut.  
 
Beim Aufenthaltsraum für die Ferienwohnung wird durch eine neue Wand der bisher 
vorhandene Verkaufsraum in zwei Räume aufgeteilt. In einem Raum entsteht der 
Aufenthaltsraum und im anderen Raum das Büro für die Ferienwohnungen.  
 
Die Tragkonstruktion des Gebäudes im Untergeschoss ist Mauerwerk mit Stahlbeton. 
Auf der Oberkante des Untergeschosses wurde das Gebäude in Holzkonstruktion er-
stellt.  
 
Die Trennwände sind Holzständerwände bzw. die neu zu erstellenden Trennwände 
sollen ebenfalls als solche erstellt werden.  
Das vorhandene Dach ist eine Holzkonstruktion.  
 
Es handelt sich um ein Bauvorhaben nach § 35 BauGB im Außenbereich.   
 
Es wurde bereits mit dem Stadtbauamt in Haslach Rücksprache gehalten bezüglich 
der Genehmigung. Es wurden ein paar Unterlagen nachgefordert und es gibt noch 
verschiedenes zu klären, aber grundsätzlich steht einer Genehmigung nichts entge-
gen.  
Was noch aussteht ist die die Stellungnahme des Amtes für Landwirtschaft, aber es 
wird davon ausgegangen, daß diese zeitnah und positiv erfolgt. Deshalb wird dem 
Gemeinderat das Bauvorhaben bereits zur Beschlußfassung vorgelegt.  
 
Bewertung: 
 
Die Verwaltung schlägt vor, dem oben genannten Bauvorhaben das Einvernehmen 
des Gemeinderats zu erteilen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt zum genannten Bauvorhaben sein Einvernehmen.  
 
 
 



Lageplan: 
 

 
 
 

 
 

 
 
 
 



Grundriss Ferienwohnung: 
 

 

 
 
Grundriss Aufenthaltsraum Ferienwohnung und Büro: 

 
 


